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(2) Ferner begründet die Rehabilitierung Ansprüche des 
Betroffenen nach Maßgabe dieses Gesetzes auf Rückerstattung 
ihm entzogener Vermögenswerte und auf soziale Ausgleichs­
leistungen für die ihm durch Strafverfolgung, Ingewahrsam- 
nahme, Verwaltungsakte von Behörden oder Entscheidungen 
von Betrieben entstandenen gesundheitlichen, materiellen 
oder anderen Nachteile sowie weitere in diesem Gesetz fest­
gelegte Ansprüche. Bei einer Entschädigung für entzogene 
Vermögenswerte wird der entgangene Gewinn nicht erstattet.

(3) Sofern andere Rechtsvorschriften spezielle Regelungen 
über die Rückerstattung von Vermögenswerten vorsehen, sind 
diese Vorschriften anzuwenden.

2. Abschnitt 

Strafrechtliche Rehabilitierung

§3
Voraussetzungen

(1) Personen, die wegen einer Handlung strafrechtlich ver­
urteilt wurden, mit der sie verfassungsmäßige politische 
Grundrechte wahrgenommen haben, werden rehabilitiert. 
Das gilt auch bei einer Verurteilung wegen mehrfacher 
Gesetzesverletzung, sofern die weitere Strafrechtsverletzung 
bei der Bestrafung von untergeordneter Bedeutung war.

(2) Unter diesen Voraussetzungen werden insbesondere 
Personen rehabilitiert, die nach Strafbestimmungen des 2. 
und 8. Kapitels des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches 
oder entsprechenden früheren Strafgesetzen verurteilt 
wurden, weil sie

1. politischen Widerspruch in Wort und Schrift, durch fried­
liche Demonstrationen oder Zusammenschlüsse erhoben 
haben,

2. gewaltlosen Widerstand geleistet haben,
3. mit friedlichen Mitteln Einfluß auf die Genehmigung 

einer Ausreise aus der DDR genommen haben oder
4. Kontakt zu Dienststellen, Organisationen und Personen 

außerhalb des Gebietes der DDR aufgenommen haben, 
ohne im Sinne des 6. Strafrechtsänderungsgesetzes 
Spionage- oder Agententätigkeit auszuüben.

(3) Rehabilitiert werden auch Personen, die die DDR ent­
gegen den gesetzlichen Bestimmungen verlassen haben oder 
verlassen wollten, wenn sie deshalb verurteilt wurden. Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Ist eine Person bei dem- Versuch, Grenzsicherungsan­
lagen der DDR zu überwinden, getötet worden, bestimmen 
sich die Ansprüche der Hinterbliebenen gemäß § 3 des Staats­
haftungsgesetzes.

(5) Eine Rehabilitierung ist ausgeschlossen, wenn die in 
Betracht zu ziehende Handlung auch nach dem Inkrafttreten 
des 6. Strafrechtsänderungsgesetzes strafbar ist. Das gilt ins­
besondere für solche Handlungen, die mit Gewalt oder unter 
Androhung von Gewalt begangen wurden oder, die Kriegs­
hetze oder -propaganda, nationalsozialistische oder milita­
ristische Propaganda, Völker- oder Rassenhetze darstellen.

§4
Aufhebung des Urteils

Das Urteil ist aufzuheben, soweit die Voraussetzungen der 
Rehabilitierung vorliegen. Damit werden die rechtlichen 
Wirkungen des Urteils in diesem Umfang beseitigt.

§5
Beendigung der Strafenverwirklichung und 
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(1) Die Verwirklichung der Haupt- und Zusatzstrafen sowie 
aller weiteren Verpflichtungen und Maßnahmen ist zu be­
enden, soweit das Urteil aufgehoben wird.

(2) Sämtliche Eintragungen über das der Rehabilitierung 
zugrunde liegende Urteil und andere Entscheidungen im 
Strafregister sind zu tilgen.

§6
Rückerstattung von entzogenen Vermögenswerten

(1) Dem Rehabilitierten steht ein Anspruch auf Rückgabe 
der oder auf Entschädigung für Gegenstände und andere 
Vermögenswerte zu, die im Zusammenhang mit der Straftat, 
in bezug auf die er rehabilitiert wurde, durch gerichtliche 
Entscheidung eingezogen wurden.

(2) Gegenstände und andere Vermögenswerte sind auf 
Antrag zurückzugeben, soweit dadurch in redlicher Weise 
erlangte Rechte Dritter nicht beeinträchtigt werden, dies 
unter Berücksichtigung aller Umstände angemessen und ohne 
unvertretbar hohen Aufwand möglich ist Wertunterschiede 
sind auszugleichen.

(3) Liegen die Voraussetzungen für eine Rückgabe der 
eingezogenen Gegenstände und anderen Vermögenswerte 
nicht vor, wird eine Entschädigung gezahlt Die Höhe der Ent­
schädigung wird in gesonderten Rechtsvorschriften geregelt.

(4) Bezahlte Geldstrafen, Gebühren und Auslagen des 
Strafverfahrens sowie' Haftkosten werden dem Betroffenen 
zurückerstattet.

(5) Ist die Höhe der Entschädigung für eingezogene Gegen­
stände und andere Vermögenswerte, der zu erstattenden 
Gebühren und Auslagen des Strafverfahrens und Haftkosten 
nicht genau oder nur mit einem nicht vertretbaren Aufwand 
festzustellen, kann sie unter Berücksichtigung der Art des 
Eingriffs in die Vermögenswerte des Rehabilitierten und des 
Umfangs des Strafverfahrens durch das Gericht geschätzt 
werden.

(6) Vor rechtskräftiger gerichtlicher Feststellung ist ein An­
spruch auf Rückerstattung von entzogenen Vermögenswerten 
nicht übertragbar und nur vererbbar, wenn der Rehabilitierte 
von seinem Ehegatten, seinen Eltern, seinen Kindern oder 
seinen Enkeln beerbt wurde, soweit diese von den materiellen 
Auswirkungen der Strafverfolgung unmittelbar betroffen 
waren. Nach rechtskräftiger gerichtlicher Feststellung ist ein 
Anspruch auf Rückerstattung uneingeschränkt übertragbar 
und vererbbar.

§7
Soziale Ausgleichsleistungen

(1) Die Rehabilitierung begründet einen Anspruch auf 
soziale Ausgleichsleistungen für die dem Betroffenen durch 
den Freiheitsentzug entstandenen gesundheitlichen, materiel­
len oder anderen Nachteile.

(2) Für Art und Umfang der sozialen Ausgleichsleistungen 
gelten sinngemäß die Bestimmungen des Häftlingshilfege­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Februar 
1987 (BGBl. I S. 512), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2398).

§8
Begrenzung und Wegfall des Anspruchs

(1) In Fällen, in denen der Betroffene neben der Handlung, 
in bezug auf die. er rehabilitiert wird, noch wegen einer 
anderen Straftat verurteilt wurde, sind bei der Festsetzung 
des Anspruches auf Rückerstattung von entzogenen Vermö­
genswerten und auf soziale Ausgleichsleistungen der Rechts­
grund der Bestrafung und das Verhältnis der Straftaten zu­
einander zu beachten.

(2) Bei der Entscheidung über die Rückerstattung von ent­
zogenen Vermögenswerten und über soziale Ausgleichs­
leistungen sind an den Rehabilitierten bereits erbrachte Ent­
schädigungsleistungen anzurechnen.


